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Rn das badiscke Volk !
Die ruchlose Tat , welcher der Abgeordnete Erzberger

Ul unserem badische » Schwarzwald zum Opfer fiel , hat
die politische« Gegeusätze im deutschen Volk zu grsahr -
voller Spannung verschärft. Durch eine Kluft fühlt sich
die Mehrheit auch des badische» Volkes , die treu zur Re¬

publik steht, von den Grguern der Verfassung geschieden.
Aum Schutz der Berfassuug uud der Gesetze hat die

Keichsrrgiernng außerordentliche Maßnahmen treffe «
Müsse », die unsere volle Zustimmung finden uud die in
Maden mit gerechter Strenge angewandt werde» solle« .

Mitbürger ! Wiederholt hat das badische Volk bewiese » ,
daß es auch in Zeiten schwerster politischer Erschütterung
Mit Ruhe und Festigkeit einzutreten versteht für die
Unantastbarkeit der republikanischen Reichs - und Landes¬
verfassung und für die Erhaltung der Ordnung , der
Grundlage unseres politische» und wirtschaftlichen
Lebens .

Mitbürger ! Beweist auch jetzt Eure Treue zur demo¬
kratischen Republik und Eure Besounenheit .

Von deu Beamten erwarten wir , daß sie jederzeit als
zuverlässige Stützen der Volksregierung in bewährter
Pflichterfüllung für den Schutz von Verfassung und Ge-
setz eintrrten und so das Vertrauen des Volkes auf die
Sicherhett der Republik stärken.

Die Lehrer der Volks -, der Höhere « uud der Hoch -
schulen sind berufen , die Jugend anzuleiten zur Erkennt¬
nis uud zur Erfüllung ihrer staatsbürgerlichen Pflicht ,
damit sie in Achtung vor der vom Volke geschaffeuen Re¬
publik fähig wird zur Mitarbeit am Wiederaufbau unse¬
res Vaterlandes .

Im Vertrauen auf die Unterstützung des badischen
Volkes wird die Regierung ihre ganze Kraft einsetzen,
um in verfassungsmäßiger Zusammenarbeit mit der
Reichsregieruug die dem inneren Frieden Deutschlands
drohenden Gefahren abzuwenden uud die Ordnung in
unserem Heimatland zu schützen .

Karlsruhe , den 3. September 1921 .
Das Badische Staatsministerium .

Trunk ,
Staatspräsident .

Dr . E « gler , van Eyck , Hummel , Köhler ,
Marum , Remmele , Schön , Weißhaupt .

Rmtlrcker Teil .
Lur Ermordung des « eicdsknanz -

ministers a. D . Lrzberger.
Unter Führung des Reichstagsabgeordneten Schöpf¬ern sind am Freitag den L September d. I . Vertreter des

vrtsausfchuffes Karlsruhe des Allgemeinen Deutschen Ge -
werkschastsbundes und der Afa, der Betriebsrätezentrale , de»
« entrawerbands der Gemeindebeamten , der Sozialdemokrati¬
schen Partei und der Unabhängigen Sozialdemokratischen Par¬tei Karlsruhe bei dem Staatspräsidenten : vorstellig gewordenund haben mit erläuternden Ausführungen folgende, Hei der
Demonstration am Mittwoch, den 31. August d . I . aus dem
Karlsruher Marktplatz gefaßte Resolution förmlich zurKenntnis der Regierung gebracht :

»Die heute Mittwoch, den 31 . August auf dem Marktplatzin Karlsruhe versammelten Arbeiter , Angestellten und Be¬
amten demonstrieren gegen die militärischen und monachrsti-
schen Bestrebungen der Rechtsparteien . Sie erheben schar¬fen Protest gegen die aus jenen Bestrebungen entspringendenfeigen Mordtaten . Die Versammlung fordert von der Reichs»
^ >d Landesregierung , daß jenen Bestrebungen mit aller
scharfe ohne Rücksicht auf Namen und Stand entgegengetre¬ten wird. Insbesondere «wird gefordert , daß die in jüngsterBeit veranstalteten sogenannten Regimentsfeiern , wie über -
Mwpt alle die Bestrebungen, welche den Zweck haben , die alte

arische Herrschaft wieder aufzurichten , untersagt werden ,v«nn diese sind eine große Gefahr für das Weiterbestehen derdeutschen Republik.
Versammlung verurteilt und bringt ihre Entrüstung

sr ^ ^ jüngster Zeit verübten politischen Morde zummusdruck und erwartet daher von den Regierungen , daßme Urheber mit der ganzen Schwere des Gesetzes etn -MAhrlttea wird , wenn nicht noch weiterhin das Vertrauen»Ur deutschen Justiz schwinden soll. ' >

Der Staatspräsident hat daraus folgende Antwort
schriftlich erteilt :

»Die badische Staatsregierung ist fest entschlossen , alles zu
tun , die Reichs- und Landesverfassung zu erfüllen , deren Er¬
füllung zu erzwingen sowie Bestand der Verfassung und Er¬
füllung gegen Jedermann zu schützen. Sie wird mit voller
Entschlossenheit und mit aller Energie Angriffen auf die ver¬
fassungsmäßigen Zustände und allen Handlungen , sie zu unter¬
graben oder zu stören, entgegentreten . Die Badische Staats¬
regierung wird das mit allem Nachdruck auch tun gegen die
von Rechts ausgehenden Agitationen , Provokationen und An¬
griffe ; wie sie von Anfang der neuen Verfassungsverhältniffe
an Störungsversuchen und Störungen von kommunistischer
Seite entgegengetreten ist.

Die Badische Regierung begrüßt die Unterstützung von Seite
der organisierten Arbeiterschaft in diesem ihrem Kampfe für
die neue Reichs - und Landesverfassung und die auf diesem
Boden zu wahrende öffentliche Ordnung und Sicherheit .

Durch den unverantwortlich bis zum Ausbluten des ge-
sammten Volkskörpers, bis zum vollständigen militärischen Zu¬
sammenbruch dnrchgeführten Krieg ist Deutschland verarmt
und dazu dem Ausland verpflichtet, so daß seine Existenz über¬
haupt , diejenige des Volkes selbst und seine staatliche Organi .
fation an sich, vollständig auf dem Spiele steht.

Gelingt nicht die Rettung von Volk, Wirtschaft und Staat
auf dem Boden der neuen republikanisch-demokratischen Reichs-
und Landesverfassung , auf welcher Grundlage die überaus be¬
deutsame Mit - und Wiederaufbauarbeit von Seite der gesam¬
ten Arbeiterschaft seit der Staatsumwälzung geleistet worden
ist und weiter geleistet werden will, dann wird Rettung und
Wiederaufbau überhaupt nicht möglich sein. Jedenfalls im
Kampf um die Änderung der derzeitigen Staatsform , im
Kampf um die Wiedereinführung der Monarchie würde
Deutschland als Reich und in seinen Ländern , und es würde
Deutschland wirtschaftlich sowie völkisch, duAhaus zugrunde
gehen ; und zwar das auch infolge der Stellungnahme des Aus¬
landes . —

Die Badische Regierung steht deshalb auch voll und ganz auf
der Seite der Reichsregierung, in ihrer Arbeit zur Erhaltung
der -Verfassung und zum Wiederaufbau des Reichs, auch im
Verhältnis zum Ausland ; und die Badische Regierung steht
zur Reichsregierung in ihrem Abwehrkampf um die bestehende
Verfassung und gegenüber den Störungen und Stürungsver -
suchen gegen ihke Arbeit. Für Waden sind natürlich und selbst¬
verständlich die neuen Verordnungen des Reichspräsidenten
geltendes Reichsrecht , und es wird für deren Durchführung
und Anwendung gesorgt werden.

Es wird in allen Teilen der Staatsverwaltung streng dar¬
auf gehalten, daß von Seite der Behörden im Sinn und Geist
der bestehenden Reichs - und Landesverfassung gehandelt , daß
ihre Bestimmungen durchaus erfüllt werden, und daß jeder
notwendige Abwehrkamps um ihren Bestand sowie gegen Her¬
ausforderungen oder Angriffe auf die Verfassung, verfassungs¬
mäßige Zustande und Einrichtungen mit Erfolg durchgeführt
werden kann, sowie daß die im Dienste und für die Verfassung
handelnden Personen nachdrücklich geschützt werden.

Veranstaltungen jeglicher Artz wie sie bisher zur Untergra¬
bung oder Störung der verfassungsmäßigen Verhältnisse un¬
ternommen worden sind, wird die Badische Regierung — schon
im Interesse der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung
und Sicherheit und zur Sicherstellung eines geordneten Fort¬
gangs des Wirtschaftslebens — entgegentreten .

'
In gleicher Form und mit demselben Inhalt - hat der

Staatspräsident auch Stellung genommen an die
Zentrumspartei und die vereinigten katholi¬schen Vereine Karlsruhes , z. H. des Herrn Stadt¬rat Kühn , mit Bezug auf die von derselben am Donnerstag ,den 1 . September abends in der Festhalle veranstalteten Pro -
testkundgehung, zu welcher der Staatspräsident besonders ein-
geladen war .

Dadiscbe Mocbenrückblicke .
Zur Ermordung Erzbergrrs.

Rund eine Woche ist verstrichen , seit der Abgeordnete und
frühere Reichsfinanzminister Erzberger dem Verbrechen zweier
Meuchelmörder zum Opfer fiel, aber noch haben sich die Wo¬
gen der Erregung über das furchtbare Geschehnis nicht gelegt.Selten hat ein Akt politischen Wahnsinns das Volk
im tiefsten Innern aufgewühlt , wie dieser. Ist doch
ganz Deutschland davon überzeugt, daß das Attentat nicht dem
unglücklichen Opfer allein, sondern der Demokratie, der Repu¬
blik und der Freiheit des Volkes selber galt , und daß die Tat
als symptomatischerAusbrucheines in seiner Maßlosigkeit fast
Pathologisch anmutenden Hasses zu deuten ist, dessen Ursachen
freilich nur zu klar am Tage., liegen. Regierung und Presse
unseres Landes haben ihrem Abscheu über die furchtbare Tat
und ihrer Teilnahme für die Familie des Ermordeten in Wor¬
ten Ausdrtlck verliehen, die bezeugen, welch tiefe Erschütterungdas ganze Land in diesen Tagen durchzitterte. Und die gewal¬

tigen Demonstrationen , die am Mittwoch und Donnerstag auchin den badischen Städten ungezählte Tausende zu einmütigemProtest gegen die reaktionäre Politik nationalistischerVerhetzungund des Meuchelmordes und zu nachdrücklichstem Bekenntnis
zur demokratisch-republikanischen Staatsform zusammenführ ,ten , verliehen diesen Worten noch besonderen, lauten Wieder-
hall .

Mit Recht weist das Gesamtministerium in seineman der Spitze unseres heutigen Blattes veröffentlichten Auf -
ruf an die Bevölkerung aus die Tatsache hin, daß dieMehrheit des badischen Volkes treu zur Republik steht und sichdurch eine Kluft von den Gegnern der Verfassung geschiedenfühlt . Es muß in allen demokratisch denkenden Kreisen Ge¬
nugtuung Hervorrufen, daß die Regierung im Anschluß daran
ausvrücklich erklärt , daß die von der Reichsregierung getroffe¬nen außerordentlichen Maßnahmen ihre volle Zustimmung sin-den und in Baden mit gerechter Strenge angewandt werden
sollen. Die eindringliche Mahnung der Regierungsmitgliederan die Mitbürger , ihre bisher bezeugte Treue zur Republikund ihre Besonnenheit auch jetzt zu bewahren, wird im Lande
williges Gehör finden. Die Regierung selbst wird ihre ganzeKraft einsetzen, um in verfassungsmäßiger Zusammenarbeitmit der Reichsregierung die dem inneren Frieden Deutschland»
drohenden Gefahren abzuwenden und die Oümung in unseremHeimatlande zu schützen und sie vertraut dabei auf die Unter ,
stützung des Volkes. Tragen wir, jeder zu seinem Teile, dazubei, daß dieses Vertrauen in vollem Matze gerechtfertî s werde!

Leider ist es bis zur Stunde trotz sofort aufgenommener uni»unter Heranziehung aller erdenklichen Hilfsmittel durchgeführ-ten Verfolgung nicht gelungen, die Mörder, für deren Festster,lung bekanntlich 120 000 M . ausgesetzt sind, zu fassen . Immer¬hin find die angeftellten Ermittlungen wenigstens so weit ge¬diehen, daß der Verdacht jetzt auf zwei bestimmten Personenruht . Diese haben vom 21 . bis zum 26. August, also bis zumTage des Mordes , unter offenbar falschen Namen im Gast¬haus zum „Hirschen" in Oppenau gewohnt und sind an diesemTage abends 6 .45 Uhr mit Fahrkarten 4. Klasse nach Offenburgabgereist . Es ist -als wahrscheinlich anzunehmen, daß sich M i t-
reisende oder Bahnbeamte ihrer erinnern und sie heim
Verlassen des Zuges beobachtet haben, namentlich im Hinblickauf die besonderen , auf Grund der bisherigen Zeugenaussage«ermittelten Personenbeschreibung, die ja charakteristische Kenn.
Zeichen zur Genüge enthält . Es erscheint zudem nicht ausge»
schlossen, daß diese besonderen Kennzeichen schon früher einem
Paßbureau , Photographen oder sonst jemanden ausgefallensind, so daß sich zum mindesten in Bälde Anhaltspunkte fürdie Feststellung der wahren Namen der Gesuchten ergeben dürf -ten . Im Interesse der vollen Aufklärung der furchtbaren Blut¬tat ist es dringend geboten , daß von jeder Beobachtung, die ir¬
gendwie Licht in die dunkle Angelegenheit zu bringen geeignetist, unverzüglich den zuständigen Stellen Mitteilung gemachtwird . Wie verweisen im übrigen auf die Mitteilungen unter
» Badische Übersicht ".

Wohn - und Siedl,ingsweseu im Taubergrund.
Während eine große Anzahl badischer Gemeinden schon seit

geraumer Zeit der Wohnungsfrage rege Aufmerksamkeit
schenkte und zum Teil erhebliche Mittel für die Schaffungneuer Wohnungen aufwendete, ist andernorts , so vor allem
durch die Gemeinden des Amtsbezirks Tauberbischofsheim, noch
wenig in dieser Hinsicht geschehen. Das genannte Bezirksamthat deshalb kürzlich eine Versammlung der Gemeinden nach
GerLachsheim einberufen , in der Regierungsrat Specht, der
Vorsitzende der Siedelungsgesellschaft, »Badische Pfalz ",bemerkenswerte Aufklärungen über die Probleme der Woh¬
nungsnot und ihrer Bekämpfung gab . Er wies dabei , wie wir
in einem Bericht des »Tauber - und Frankenboten" lesen, ins -
besondere darauf hin, daß die Gemeinden, welche bis jetzt keine
Gemeindedarlehen zu Kleinwohnungsbauten gegeben und da¬
durch ihren Gemeindeangehörigen die Erlangung von staatli¬
chen Zuschüssen zu Kleinwohnungsbauten unmöglich gemacht
hätten — denn Voraussetzung der Gewährungeines Landesdarlehens ist die Gewährung eine»
Gemeindedarlehens in Höhe von mindestens 1» des
Landesdarlehens — nunmehr aus ihrer Zurückhaftung
heraustreten mühten ; denn nach 8 5 des erwähnten Ge¬
setzes müssen die Gemeinden eine Abgabe von 5 v . H . des
Nutzungswertes an das Land abliefern. Aus dieser
Abgabe gibt das Land Landesdarlehen , durch die
zum Teil wieder die von den einzelnen Bezirken aufgebrachtenLandeZmittel zurückfliehen. Erheben nun die Gemein¬
de n n i ch t die in 8 6 des Gesetzes angeführten Zuschläge von
5 v . H . des Nutzungswertes , wozu sie an und für sich ver¬
pflichtet sind und geben aus diesem Aufbringen Gcmeinde-
darlehen , so erhalten die Bezirke keinen Gegenwert
für die Gelder , welche sie an das Land abführen.

Dieser Hinweis dürfte nicht nur für die Gemeinden des
Taubergrundcs , sondern auch für andere Gemeinden, die sich
in ähnlicher Lage befinden, von Bedeutung sein. Sie alle wer¬
den gut tun , nicht abzuwarten , bis das im Herbst zu erwartende
badische AusfüLrungsgesetz erschienen ist, sondern den Bau¬
lustigen ihrer Gemarkung die erforderlichen Zuschüsse zu den
nachgesuchten L.rndesdarlehen zu geben . Die durch den Redner
bereitwillig angebotene Unterstützung seitens der Siedelungs¬
gesellschaft „BadischePfalz " , wird ihnen dabei vielleicht in man¬
chen Fällen von Nutzen sein können .

Es wird weiter gewuchert.
Ein besonders krasses Beispiel für die maßlose Überteuerungder städtischen Konsumenten bildet die Tatsache , daß die

Zwetschgenpreise in Karlsruhe diese Woche bis auf
3,80 M . gestiegen waren . Im Frieden erhielt man dieses Obst
für 10, bei korb- oder zenerweiser Abnahme für 7 Pfennig oder
noch weniger das Pfund . Der Preis ist also aus das 38- bi »
54 fache gestiegen. Es ist selbstverständlich, daß die Masse de«



Bevölkerung , deren Einkommen günstigenfalls das 8—lOfachedes Friedenseinkommens beträgt , diesen unerhörten Wucher¬
preis nicht zahlen Sann Dabei ist die Zwetschenernte nach
übereinstimmenden Berichten in einem großen Teil der badi¬
schen Obstgebicte eine gute, vielfach sehr gute, gewesen. Daßdie Preise sich trotzdem nicht in einigermaßen normalen Gren¬
zen halten , sondern in der bezeichneten Weise in die Höhe ge¬trieben werden, ist weder durch die gesteigerten „Produktions¬
kosten " noch durch einen in den Grenzen des gesetzlich zulässigen
gehaltenen Händlergewinn , noch durch die Frachtenteuerung
zu erklären . Es muffen also andere Ursachen dafür vor¬
liegen. Einer davon ist offenbar in der Habgier der heim¬
lichen Schnapsbrenner zu suchen , auf deren lichtscheue Praktikenwir schon kürzlich einige Streiflichter fallen ließen . Obst, Kar¬
toffeln , Rübenschnitzel, Topinambur — alles was in ersterLinie für menschliche Nahrung oder als Vishfutter zu dienen
bestimmt ist , muß herhalten , um die Gewinnsucht dieser Wu¬
cherer und Steuerdefraudanten zu stillen. Wie lautete dochdas Losungswort , mit dem man früher in Landwirtschaft und
Handel den Klagen über Warenmangel und Preistreiberei
begegnete ? „Man gebe den Handel frei, beseitige die Höchstpreiseund schalte die Zwischeninstanzen aus , dann wird Ware ge¬
nug auf den Markt kommen, und die Preise werden von selber
zurückgehen.

" Nun , die Zwangswirtschaft ist bis auf wenige
kümmerliche Reste beseitigt, die Höchstpreise sind abgeschafft,aber die Ware wandert nicht auf die Märkte, sondern — in
den Brennkeffel. Wenn sie jedoch in die Städte gelangt , soist sie für den , der sein Brot in ehrlicher Arbeit erwerben muß,und nicht von Haus aus mit Glücksgütern gesegnet ist, infolge,der Wucherpreise nicht zu bezahlen. Es wäre dringend zu wün¬
schen, daß die städtischen Preisprüfungs st eilen
sich der Obstpreisfrage mit besonderer Sorgfalt annehmen .

Im Zusammenhang mit dem Vorstehenden verdient übrigens
auch einmal die merkwürdige Tatsache festgenagelt zu werden,
daß die gleichen Käsesorten , die in Bayern und Schwabenfür 7 Mark das Pfund zu haben sind, in badischen Städ¬
ten das Vierfache kosten . Sind die Produktionskosten in
Baden vielleicht viermal so hoch wie in Bayern , oder liegendem auffälligen Unterschied andere Ursachen zugrunde ? —f.

Politische Neuigkeiten .
T er IKeiMskanzler über Kayerns Daltun §.

Gestern beschäftigte sich der achte Ausschuß des Reichstages,der sogenannte Überwachungsausschuß, mit der Frage des Aus.nahmezustandeS in Bayern . Der Vorsitzende des Ausschusseswies darauf hin, daß der ÜberwachungArusschuß einberufenwerden muß , so bald mindestens zwei Mitglieder die Einberu¬
fung beantragen . Das sei durch die unabhängigen Abgeordne¬ten Dittmann und Dr . Rosenfeld geschehen . Eingeladen seiender Reichskanzler, der Reichsminister der Justiz und der Reichs -Minister des Äußeren, die auch anwesend seien.

Der Abgeordnete Dittman führte bei der Begründung seinesAntrages u . a. aris : Die Reichsregierung habe jetzt in der Not
zu den von den Unabhängigen für sehr bedenklich gehaltenenAusnahmeverordnungen greifen müssen , aber sie Ms daraufhin arbeiten , daß dieses Verbot möglichst schnell abgebaut wer¬den könne und durch einen allgemeinen Neuaufbau von Ver¬
waltung und Justiz die Angriffe der Reaktion zu Nichte gemachtwürden . Das Allernotwendigste sei aber , daß der Ausnahme¬zustand in Bayern endlich falle . Auf Grund des Artikels 48der Reichsverfassung müsse jetzt die Neichsregierung unbedingtMittels der Reichsexekutivegegen die Kahr - Regierung einschrei -ten , wenn die Verhandlungen nicht zu einer Einigung führensollten.

Hierauf führte der bayerische Gesandte v. Preger aus : Ent .weder glaube man , daß die Zustände in Bayern eine solcheFestigung angenommen haben, daß man auf den Ausnahme¬zustand verzichten könne, oder man sei der gegenteiligen An.
sichte Der letzteren Auffassung sei die bayerische Regierung undmit ihr der weitaus größte Teil des bayerischen Landtages .Durch die gegenwärtige politische Lage, hervorgerufen durch die
perabscheuungswürdige Ermordung Erzbergers , habe die Reichs ,
regierung sich veranlaßt gesehen , den Ausnahmezustand fürbas ganze Reich einzuführen . Selbst wenn die Reichsregierungder Anschauung wäre , daß mit der Verordnung vom 29 . Aug.es möglich sein sollte, allen Angriffen gegen die rupublikanisch»
demokratische Staatsordnung von rechts oder links erfolgreichzu begegnen, und daß deshalb die mehrfach weitergehendenbayerischen» Bestimmungen nicht mehr erforderlich seien, sodürfte sie aus schwerwiegendstenpolitischen Gründen nicht ge-
gen den ausgesprochenen Willen der bayerischen Regierung zurAufhebung der bayerischen Verordnungen schreiten. Der Reichs¬minister des Innern erklärte am 28. Juni , er würde es für
unangebracht halten , wenn von Reichswegen gegen den Wider¬
spruch großer Länder der Ausnahmezttfkand eingeführt oder
aufgehoben würde . Er möchte wünschen, daß die Neichsregierungauch jetzt noch auf diesem Standpunkt stehe und sich nicht durchdas Treiben gewisser Parteien verleiten lasse, die bayerische
Regierung in eine Lage zu setzen, in der diese genötigt wäre ,gegen ihre bessere Überzeugung in einer für Bayern lebens¬
wichtigen Frage sich dem parteipolitischen Machtspruchder links¬
orientierten Reichsregierung zu fügen oder es auf die berühmte
Reichsexukution ankommen zu lasten. „ Ich spreche es offen alsVertreter der bayerischen Regierung aus ", so schloß der baye¬
rische Gesandte seine Ausführungen : „Es war politisch unklug,die Verordnungen vom 29 . August über den Kopf einer der
hauptbeteiligten Landesregierungen zu erlassen. Es wäre der
Gipfel der Torheit , den Versuch zu machen, darüber hinaus die
bayerische Verordnung über den Ausnahmezustand gegen denWillen der bayerischen Regierung aufzuiheben. Nicht auf dem
Wege des Diktats , sondern nur auf dem Wege des Verhandelnswird es möglich sein, die die Gefahr schwerer innerer Konfliktein sich schließende Frage in einer für beide Teile erträglichenWeise zu lösen."

Reichskanzler Dr . Wirth
verwahrte sich darauf zunächst gegen die Bemerkung des baye¬rischen Gesandten, daß die Regierung eine Regierung sei mitder Tendenz nach links. Die Neichsregierung habe sich jederzeit
schützend vor die Weimarer Verfassung gestellt. Selbstverständ¬
lich dürften außenpolitische Gesichtspunkte nicht als nebensäch¬
lich bezeichnet werden. Er erinnere an die oberschlesische Frageund an die Aufhebung der Sanktionen . Es wäre wohl nicht
unbescheiden, wenn er feststellte , daß die Neichsregierung in
dieser Hinsicht nicht ohne Erfolg gearbeitet habe. Aber es sei
traurig , daß er mit Neid nach der englischen Preffewelt hinüber¬sehen müsse , die mit bewunderswerter Selbstdifziplin die Au¬
ßenpolitik ihrer Regierung unterstütze, während in Deutschland
selbst Blätter von Ruf die deutsche Außenpolitik aus Parteipo¬
litischen Rücksichten sabotieren. Es sei unerfindlich , daß fich
zu gewissen nntionalistischen Veranstaltungen hervorragendePersönlichkeiten an führender Stelle hergeben, die doch früherauch selbst große politische Verantwortlichkeit getragen hätienund imstande wären , die verderblichen Folgen ihres Tuns zuübersehen. Jedem , der sein Vaterland liebt, müsse der Ver¬
such einer derart vernichtenden Diskreditierung unserer Außen¬politik, insbesondere durch die Rechtspresse, geradezu ungeheuer¬lich erscheinen.

Im übrigen habe die Rede des bayerischen Gesandten eine
gewisse Schärfe nicht vermissen lassen . Nun sei es noch her¬
vorzuheben, daß er in Deutschland kein anderes Land kenne,von dessen Vertretern bei allen Gelegenheiten immer wieder
betont werde, die Reichseinheit sei durch diese oder jene Maß .
nähme vor eine allzuschwere Belastungsprobe gestellt. Man
möge doch einmal die Gesamtlage in Bayern betrachten. Sei
denn wirklich Berlin an allen Spannungen schuld, die fich beiden Bayern ergeben ? Er , der Kanzler , habe sich stets beson¬ders bemüht, Bayern in jeder Weise entgegenzukommen. Wasdie Aufhebung des bayerischen Ausnahmezustandes betreffe, sohoffe er auf eine Verständigung mit der bayerischen Regierung .Er wünsche durchaus, Konflikte zu vermeiden, die sich aus einer
Anwendung des 8 48 der Verfassung durch den Reichspräsiden¬ten über den Kopf der bayerischen Regierung ergeben könnten.Die Frage der Reichsexekutive sei nicht zu diskutieren . Sie
bringe nur unnötige Schärfe in die Sache . Die Frage sei viel ,
mehr, wie man Zwistigkeiten vermeide, nicht wie man siedurchführe. Die Reichsregierung hat bisher nicht ohne Zustim-
mung der Länder den Ausnahmezustand aufgehoben . Vor Er¬
laß der neuen Verordnungen sei Bayern allerdings nicht be¬
fragt worden. Er übernehme aber dafür di« volle Verantwor¬
tung , denn die Eile sei mit Rücksicht auf die politische Hoch¬spannung nötig gewesen .

Es gelte jetzt vor allem, die Quellen der Verhetzung zu ver¬
stopfen. In Bayern sei leider nicht alles geschehen, um nach
dieser Richtung hin die Spannungen auszugleichen. Es gingenicht an , daß man linksgerichtete Blätter unterdrücke und nachrechts alle Schleusen der Verhetzung offen lasse . Er sei in vie¬len Briefen aus Bayern , auch von hochgestellten Persönlichkei-ten , beschworen worden, diesem gespannten Zustande ein Ende
zu machen . Die Verordnungen , auch das Verhot des Tragensder Uniform , sei als Akt der Notwehr der Neichsregierung er¬
folgt, um Schlimmeres zu verhüten . Von der großen Erregung ,die durch die Arbeiter Deutschlands , auch durch das christlicheVolk gehe, habe er sich in den letzten Tagen persönlich überzeu .
gen können. Wenn diese Erregung nicht beseitigt werde, könnees zu einer Parole kommen: „Hie Bürgertum ! Hie Proleta¬riat ! " Diese sei aber falsch, denn sie beruhe auf falschen Vor-
aussetzungen. Die Regierung werde einer solchen Parole nichtFolge leisten.

Wenn auch das Verbot ohne besondere Rücksprache mit den
Landesregierungen erlassen sei, so habe doch keineswegs die
Absicht bestanden, die Landesbehürden auszuschalten und eure

weitere Unifizierung des Reiches herbeizuführen . Das deutsch ,Volk müsse sehen, daß die Reichsregierung fest entschlossen sei,die Republik mit allen Mitteln zu verteidigen. Er wolle aus.richtige Verhandlungen versuchen , um jedem Konflikt zuvor,zukommen. Und er bitte hierbei auch den bayerischen Gesand.ten und die bayerische Regierung um Unterstützung.
Abg. Prof . v. Kahl von der Deutschen Bolkspartei erklärt«für seine Partei , daß sie zur republikanischen Verfassung steheund die Regierung beim Schutz dieser Verfassung stützen werde«Die Deutsche Bolkspartei, das Zentrum und die Demokrate«brachten folgenden gemeinsamen Antrag ein . Die Reichsregie,rung wird ersucht , die Verhandlungen mit der bayerischen Re.

gierung über die Aufhebung^des Belagerungszustandes iqBayern fortzusetzen und dem Reichstag baldigst Bericht zu er.statten . Die Verhandlungen werden heute fortgesetzt .
»

Der Führer der demokratischen Landtagsfraktion Dr . Diryund Staatssekretär des Innern , Schweyer, haben sich nach Ber-lin begeben, um den in der vorgestrigen Kundgebung niederge.legten Standpunkt der Koalitionsparteien , sowie die Auffassungder bayrischen Regierung in Berlin zu vertreten .
Die demokratische Fraktion des bayrischen Landtags hat fichan den bayrischen Ministerpräsidenten in einem Schreiben ge-wandt , in dem sie sich aufs schärfste gegen bi« Hetze von recht -und linkS ausspvicht und von der Regierung verlangt , dgtz so-

fort Maßnahmen getroffen werden, um die Verwilderung , voyallem der Plakatpolitik , in München, und die Hetze gewisser
Preßorgane hintanzuhalten .

'Ambildung des preußischen Hrubinetts .
Nachdem schon in den letzten Tagen Berliner Blätter volleiner bevorstehenden Ambildung des preußischen Kabinett¬

sprachen, bestätigt nunmehr die „Deutsche Wgemeine Zeitung "
,daß Verhandlungen über den Eintritt der Sozialdemokraten i«die preußische Regierung schweben. Sie schreibt , man werde

damit rechnen müssen , daß noch vor dem Zusammentritt de-
preußischen Landtags , also noch im Laufe dieses Monats , di«
politische Basis des preußischen Kabinetts durch das Eintretenvon Mitgliedern der Sozialdemokratie verbreitert werde. Welch«
Ministerien durch Sozialdemokraten besetzt werden und in
welcher Form im einzelnen die Umbildung erfolgt, darüber
lasse sich zurzeit näheres noch nicht mitteilen .

Bekanntmachung.
Die Nechnnngsergebnifse der Gebäudeverficherungsanstalt für das Jahr 1920 betreffend .

Die vom Verwaltungsrat der Gebäudeversicherungsanstalt vorgelegte Übersicht über die Einnahmen und Ausgaben ,sowie über das Vermögen der Anstalt für das Jahr 1920 wird nachstehend zur öffentlichen Kenntnis gebracht .
Karlsruhe , den 26 . August 1921 .

Ministerium des Innern .
Der Ministerialdirektor :

I . A . Kohlmeirr. Fleig.

Übersicht über die Einnahmen und Aufgabe », sowie über das Vermögen der Gebiindeversicherungsanstaltfür das Jahr 1920.
Einnahmen und Ausgaben .

Einnahmen Soll H a t Rest

I . Rückstände. . 4023 016 2Ä 4 013 478 10 9 538 ISII . Vom laufenden Jahre .
1 . Beträge für19I9 , 20^ von je 100 Versicherungssumme, sowieReichsstem-
. pelabgabe ; beitragspflichtige Gesamtversicherungssumm« 6 596 033 160 13 538 581 62 431 637 93 13 106943 6»2. Zinsen von angelegten Kapitalien . 374 954 57 374 954 57 —3 . Ertrag der Dienstgebäude . . 5129 5129 — — —4. Verschiedene und zufällige Einnahmen . . . 40898 8L 40 369 84 529 —-5 . Abgang an Ausgaberesten . . . 16100 6Z 16100 64 — —»m . Für den Bermögensstock.
1 . Angelegte Kapitalien : »> aus voriger Rechnung . 10266 371 67 5 255 671 67 5010 700b> vom laufenden Jahre . 3 001171 5K 2 999 571 56 1600 —2. Aufgenommene Kapitalien . 322 010 37 322 010 37 — —3. Für Versorgung der im Dienste der Anstalt verwendeten Personen oder

deren Hinterbliebenen . . 4 278 7Ä 4 278 72IV. Uneigentliche Einnahmen.
1 . Kafsenrest aus voriger Rechnung . 126 617 7A 126 617 732. Aus Rechnung der Staats - oder anderer Staatsanstaltenkassrn . . . . — — — — —3. Auf fremde Rechnung : ») aus voriger Rechnung . 4 639 91 4198 60 441 31bj vom laufenden Jahre . 119 527 115 621 80 3 906 —4. Berichtigung irriger Kassenbucheinträge . — —I — — — —

Summe der Einnahmen . . . 31843298 68j 13 709 640 53 18133 658 IS

Ausgabe « Soll H a t Rest

-s"
I . Rückstände .

11. Vom laufenden Jahre .
7 721 633 39 2 994 380 24 4 727 253 IS

1 . Kosten des Einzugs der Beiträge . 129 030 60 129 030 60 — —2 . Verwaltungsrat . 3 600 — 3 500 — — —3 . Etatmäßige Beamte . 140 748 36 140 ! 88 58 559 7S4. Bezüge der nichtetatmäßigen Beamten . 11544 44 11544 44 — —-5. Sonstige persönliche Ausgaben . 50292 82 50292 82 —6 . Ruhe- Und Versorgungsgehalte . 19 385 28 19 385 28 — —7 . Tagegelder, Reise - und Umzugskosten . 9 599 26 9 599 26 — —8 . Sachliche Amtsunkosten . 53 212 27 53 212 27 — —9 . Versendungskosten . . 2 513 07 2 513 07 — —10. Schützungskosten. 506 478 46 506 478 46 — —11 . Entschädigungen . 6117 525 97 3 267 856 36 2 849 669 6111 ». Freiwillige Entschädigungengemäß § 2 Abs. 3 des GebäudevrrsicherungSgesetzesIlb .Kriegszuschlag zu den Brandentschädigungen aus den Jahren 1914/19 .
1000988
2 686 872

41
41

266 157
2 599 778 51

734 831
87 093

41
SO12 . Prozeßkosten . . . — — — — — —13 . Öffentliche Abgaben und andere Lasten . . . — — — — — —14 . Bauaufwand . . . 5 999 92 5 999 92 — —15 . Zinsen für Schuldkapitalien . 3278 72 3 278 72 — —16 . Abgaben für gemeinnützige Zwecke an die Staatskasse .17 . Verschiedene und zufällige Ausgaben :

151 629 50 151629 50
»> Unterstützungen . 23 930 — 23 930 — — —d) Guttatsweise Verzinsung von Entschädigungen . 101 513 67 101 513 67 — —c> Sonstiges . 7 366 01 7 366 01 — —18. Abgang an Einnahmeresten . 90 76 90 70 — —HI . Für den Vcrmögensstock.

1 . Angelegte Kapitalien . 3001171 56 3 001171 56 — —2 . Heimbezahlte Kapitalien . .3 . Für Versorgung der im Dienste der Anstalt verwendeten Personen oder
322 010 37 149 446 07 172 564 30

64deren Hinterbliebenen . 86 246 64 — — 86246IV . Uneigentliche Ausgaben.
1 - Kassenrest an künftige Rechnung . 91688 04 91688 04 — - -2. Auf Rechnung der Staats - oder anderer Staatsanstaltenkassrn . . . . — — — — — —3 . Aus fremde Rechnung: ») aus voriger Rechnung . 349 65 349 65 — - -d> vom laufenden Jahre . . . 119 527 80 119 259 80 268 —-4 . Berichtiauna irriss: Kassenbucheinträge . — — — — —

Summ« der Ausgaben . . . 22 368 127 32> 13 709 640 53 8 658 486
18 133 6o8

7S
„ „ Einnahmen . . . 31 843 298 68 13 709 640 53 i 15

Unterschied lMehrrinnahme ) . . 9475 171 36 — - l 9 475 171 36



. Kadiscbe Älbersickt.
Nuk der Sucde nacb dem Mörder Lrz-

bergers
der Sache des an dem Reichsminister a . D . Erzberger

Verübten Mordes hat das Amtsgericht Oberktrch l. W. T .-B.
^ ,f Antrag der Staatsanwaltschaft Offenburg Haftbefehl ge-

von Hirschfeld erlaffen. Zugleich hat das Amtsgericht Ober -
Mrch das Berliner PolizeipräMum ersucht, den in Haft be-
Endlichen Hirschfeld dem AmtSgerichtsgefSngnis Oberkirch zu-
»nführea . Diesem Gesuchen ist entsprochen worden.

Blättermeldungen aus Stuttgart zufolge wurde in Tübingen
Hn Student verhaftet, der zur Zeit der Ermordung Erz bergers
In der Gegend von Griesbach gewesen sein soll . Dem BeHaf -
ßelen wurden zwei Schußwaffen abgenommen.

Me der „Baseler Anzeiger" meldet, traf in Basel «in Un.
ßersuchungsrichter des Landgerichts Offenburg ein, um eine
Spur der Mörder Erzbergers in der Schweiz zu verfolgen.
Fach dem Blatt liegen Anhaltspunkte dafür vor, daß die Mör »
- er oder ihre Mithelfer schon am Montag mit dem V-Zug auS
Offenburg in Basel angekommen find und Pässe vorgezeigt
jhaben, die ihnen den Weg in die Schweiz öffneten .

Die Umlage zur Gebäudeversicverungs -
unstalt.

* Von zuständiger Stelle wird uns geschrieben:
Der Staatsanzeiger veröffentlicht die vom Ministerium des

Innern im laufenden Jahre für das Geschäftsjahr 1920 fest¬
gesetzte Umlage der Gebäudeversicherungsanstalt in Höhe von
1 M. 20 Df . von 100 M . Versicherungssumme. Der erweiterte
Verwaltungsrat der Gebäudeversicherungsanstalt glaubte im
Frühjahr ds . Js . einen Umlagesatz von 90 Pf . Vorschlägen zu
sollen . Nun werden aber die katastrophalen Brandfälle des
kaufendenJahres — es sei nur an die großen Brände in Sunt¬
hausen, Löffingen, Zaisenhausen , Dunidenheim, Albdruck usw.
« innert — wie sich schon jetzt übersehen läßt , im kommenden
Fahre eine ganz ungewöhnliche Steigerung der Umlage zur
Folge haben.

Um den ohnehin schwer belasteten Gebäudebesitzern eine un-
irägliche Steigerung der Umlage im nächsten Jahre zu er-
aren , hielt es der erweiterte Verwaltungsrat für geraten ,
hon im laufenden Jahre 1 M . 20 Pf . zu erheben. Es ist diese
Maßnahme auch aus dem Grunde dringend geboten, weil die
iebäuideversicherungsanstaltnicht über einen einigermaßen aus -

pichenden Betriebsfonds verfügt und daher die nach dem Gesetz
Mi , 4 . August 1920 zu zahlenden , gegenüber den FriedenSwer -
ßen auf das Zwölffache erhöhten Entschädigungen nur durch
Dufnahme hochverzinslicher Darlehen , die gesetzlich nach Jah¬
resfrist zurückgezahlt werden müssen, bestreiten kann. Es macht
- ies jährlich mehrere Millionen Mark an Darlehenszinsen aus .
Fm Interesse der Versicherten muß daher Wert darauf gelegt
- »erden, daß diese Ausgabe durch allmähliche Ansammlung
seines genügend hohen Betriebsfonds erspart wird.

Das Verhältnis des diesjährigen Umlagesatzes von 1 M . 20
Pfennig zu den Vorkriegssätzen ist übrigens immer noch als
günstig zu bezeichnen . Im Schadensfälle wird jetzt zu der nach
- en Preisen von 1914 ermittelten Entschädigung unter Berück¬
sichtigung der Baupreise zurzeit der Bauausführung ein für
bestimmte Zeitabschnitte allgemein festgesetzter Zuschlag ge¬
währt , der zurzeit das elffache der Entschädigung beträgt . Die
Umlage, die im Jahre 1914 15 Pf . betrug , müßte sonach ent¬
sprechend der auf Grund der Versicherungssumme im Scha¬
densfall zu leistenden Entschädigung im laufenden Jahre das
zwölffache des Jahres 1914, somit 1 M . 80 Pf . betragen . Die
Gebäudeeigentümer müssen sich vor Augen halten , daß sie nicht
Mit dem im Feuerversicherungsbuch eingetragenen Friedens -
Werten, sondern zurzeit mit dem zwölffachen Betrage versichert
sind . Die auf den Friedenswert bezogene Umlage von 1 Wk^
L0 Pf . entspricht daher tatsächlich einer Friedensumlage von
10 Pf ., stellt sich also nicht unerheblich günstiger als im Jahrs
M4 . —

Ikurze Oacbricbten aus Kaden.
' Berkehrssperre.

Wegen Streiks der Transportarbeiter in Hamburg und
UItona ist die Annahme von Eil - und Frachtgut — Stückgut
«nd Wagenladungen — nach Hkmburg Hgbf. 8 , Hamburg
Kgbf. H , Hamburg Barnbeck , Hamburg Sternschanze und Al¬
tona bis auf weiteres verboten. Ausgenommen von der Sperre
sind Fische. Kohlen, Koks, Briketts , Milch, Güter für Anschluß-
Hesitzer und Wasserumschlag.

DL Heidelberg, 2. Sept . Be « den hier unter merkwürdigen
Umständen verhafteten beiden Personen , dürfte es sich um
Scheckschwindler handeln . Eine Gegenüberstellung in Oppenau
Mnd Bad Griesbach hat ergeben, daß sie als Mrder Erzber -
Hers nicht in Betracht kommen können. Beide wurden wieder
las hiesige Amtsgefängnis eingeliefert .

DL Ettlingen , 3 . Sept . Wegen Auftretens der Ruhr in hie¬
siger Stadt wurde der Kinderhort einige Tage geschloffen .

DL Freiburg i. Br ., 2. Sept . In der heutigen Sitzung der
Arbeitsgemeinschaft für die Textilindustrie machten die Arbeit¬
geber neue Zugeständnisse. Es wurden Erhöhungen für Mün .
«er bis auf 6,40 , für Frauen bis auf 4,00 Mark pro Stunde
«Mgeboten . Damit wären die Löhne über die neuesten Verein¬
barungen in der Metallindustrie hinausgekommen . Der
Frauenlohn von 4 Mark wäre weit über allen übrigen badi-

. scheu Frauenlöhnen gestanden. Die Arbeitnehmervertreter
haben trotz dieses Angebots nicht abgeschlossen . Die Arbeitge¬
ber wollen, wie uns von Arbeitgeberseite mitgeteilt wird , ihr
Angebot noch bis Montag aufvechterhalten .

DL Konstanz, 2. Sept . Eine Protefiversammlung gegen
brn politischen Meuchelmord, gegen die Reaktion und für den
Bestand der Republik fand, wie in anderen Städten , auch in
Konstanz auf Veranlassung der Mehrheitssozialistischen Partei
« nd der Kommunistischen Vereinigung statt . Die aus allen
» eilen der Bevölkerung, insbesondere aus Arbeitern zusam.
«icngesetzte Versammlung füllten die Marktstätte . Der Abg.
Großhans gab ein Bild über die Lurch den Mord an dem Abg.
Arzberger geschaffene Lage. Einer Reihe von Forderungen ,
Wie sie auch anderwärts erhoben wurden , wurven ausgestellt.
Die Versammlung lüste sich in vollständiger Ruhe und Ord -
mung auf.

DL Bon der Schweizer Grenze . Die schweizerische BerkehrS-
- rntralx beruft auf den 3 . September nach Bern eine Ver¬
sammlung der Verkehrsintereffenten ein, in welcher das wei¬
tere Borgehen zur Abschaffung des Paßvisnms für alle Staa¬
ten , aus welchen der Schweiz keine Überflutung des Arbeits -
Marktes und keine Überfremdung droht , besprochen werden soll.Die schweizerische Berkehrszentrale bemerkt in ihrer Einladung«n die Berkehrsvereine , die Transportanstalten usw. , daß es
« ch hier um eine Lebensfrage für die Schweiz handle . .der nicht
Wieder, wie allen bisherigen Wünschen der Verkehr R tereffcn»
sen, zu spät erst Rechnung getragen werden dürfe .

L . Darstellung de » Vermögen » - n » d Schuldenstander .
I. Vermöge«. >

1 . Liegenschaften (bisher 225 940 X ) . 214 640 »2. Kwsstehendr Kapitalien und zwar :
^

») Guthaben bei der Reichspostverwavung . . . 1600 — H>
d) Reichsanleih« . . . 5 010 700 —

3. Sinnahmerrste, Abteilung I , D und IV . . I ! ^ I ! . . . ig 121 388 iz4 . Kassenvorrat . . . . .
"

5 . Fahrnisse (bisher 15 647 35 H>) . . ^k. Ersatzforderungen an die GebSudeeigrntümer für die im Jahr « 1920 erwachsenen Lasten 8 209 596 86
(ohne di« gesetzlichen Zuschläge zu den Brandrntschädigungen ) abzüglich der EinnahmenII
M « S- b . . 437083 „ OS .

S012300 „ —
21 358
91688 „ 04
IS 745 . 48

7 772 513 . 81
Summe des Vermögens . .

II. Schuld« .
1 . Ausgenommen« Kapitalien . . . . . . . . i 172 564 30 S2. Zu leistende Entschädigungen — obre die geie : , hen Zuschläge — mä) sonstige AuS-

gaberrfte der Rechn . Atu. u . 8399407 „ 85 .3. » rrsorgungsfondS . 86246 „ 64 .4. Ausgaberest der R. A. IV . 268 —

26228245 > k 45 Hk

8 658 486 79 L
. Reines Vermögen . . 17 569 758 66 Hund zwar :

») Gebäude- und Fahrniswert . 230 385 45 z»d) Betriebs - und Ausgleichungsfonds . 17 339 373 „ 21 „
'

Am 31 . Dezember ISIS hat das reine Vermögen betragen
zusammen wie obm 17 569 758

11007 764
66
72

Dasselbe hat sich somit vermehrt um . 6 561993 94 MDi« laufenden Einnahmen (Abt. II) betragen . 13 975 664 67 »
„ . Ausgaben „ „ . 11025 499 . 87 „

Mehrrinnahme . . 2 950164 80 H
Hierzu Mchrersatzforderungen an die GebSudeeigrntümer für die im Jahre 1920 erwachsenen »

Lasten gegen das Jahr 1919 . 3 623 031 04 H
Höherer Fahrniswert . 98 . 10 _

Hiervon ab die Verminderung des Liegenschaftswerts um
6 573293 94 H

11300 .. - .
Gibt wieder . . 6661993 X 94

Unter den Schulden (Entschädigungen) sind nicht enthalten :
Die nach § 1 Abs . 2 des Gesetzes vom 5. Juni 1917, betr . Kriegszuschläge zu den Brand¬

rntschädigungen, in der Fassung des Art . 1 des Gesetzes vom 23. Juli 1919 , Ges. u. B. Bl.
S . 425, bezw . Art . 4 Ziffer 1 des Gesetzes vom 4. 8. 1920, Grs . u. V. Bl. S . 453 zu leistenden
Zuschläge zu den Brandentschädigungen.

Der Betriebs - und Ausglrichungsfonds mit 17 339 373 ^ ik 21 hat sich um . . . . 6573195 84 S
erhöht, hierunter sind jedoch . 2 858 546 „ 22 „
Zuschläge enthalten, die in den Jahren 1917,1918,1919 und 1920 erhoben, aber noch nicht zur
Auszahlung gebracht wurden . - ——

Die retne Erhöhung des Fonds beträgt sonach . 3 714 649 63 H
Der eigentliche Betriebs - und Ausgleichungsfonds beziffert sich daher nach dem Stande am

Jahresschluß 1920 auf . . . . 11643 172 95 Hi
Am JahreSschluß 1919 betrug der Fonds i i . . i . . . 7 928 523 „ 33 »

Erhöhung wie oben . . 3 714 64g X 62

Die Festsetzung der Umlage der Gebäudeverficherungsaustalt zur Deckung der Laste« des JahreS 1920 betr.
Im Jahre 1920 haben betragen :
1 . Die nach den Baupreisen zur Zeit des Schadensfalles berechneten Entschädigungen (einschließlich )

1041043 55 S Zuschlag für die im gleichen Jahre bezahlen Entschädigungen ) . 7118514 38 H»
2. die Verwaltungskosten : v

a) Verwaltungsrat . 3 500 .4k — Hd> Bezüge der planmäßig angestellten Beamten . 140 748 „ 36 »-> Bezüge der nichtplanmäßigen Beamten und sonstige persönliche Ausgaben . 61837 „ 26 „
ck) Ruhe- und Versorgungsgehalte . 19 385 „ 88 .
«) Tagegelder, Reise - und Umzugskosten . 9 599 „ 26 .t) Sachliche Amtsunkosten und Versendungskosten . 55 725 „ 34 ,
g) Kosten der Gebäudeeinschätzungenund der Schadensabschätzungen . . . . 506478 , 46 ,d) Prozeßkosten, öffentliche Abgaben, Bauaufwand . 5 999 „ 92 ,
>) Zinsen für Passivkapitalien . 3 278 . 72 .d) Abgaben für gemeinnützige Zwecke an die Staatskasse . . . 151629 „ 50 , )
ff Verschiedene und zufällige Ausgaben , Abgang an Einnahmeresten . - 132 900 „ 38 „ 1091 082 48 H>

8209 596 ^ 86 H» !
3. Zur Deckung der gesetzlichen Zuschläge sind unter Berücksichtigung der Umrechnung der Ent »

schädigungen nach den Baupreisen vom 1 - August 1914 und der nicht zuschlagsberechtigten Beträge noch
erfordeAich . . . . . 18 098 524 . 7g , ,

zusammen . . 26 308121 ^ SS A
Davon gehen ab :

1 . Abgang an Ausgaberesten . . 16100 64 H
2. Einnahmen : ») Zinsen aus angelegten Kapitalien . 374 954 , 57 . !

d) Ertrag der Dienstgebäude . 5129 „ — .
c) Verschiedene und zufällige Einnahmen . 40 898 „ 84 „ 437 083 , OS ,

Ungedeckter Aufwand . . 25 871038 ^ ik 54 Hk
Diesem Betrag find zuzurechnen: 3 ' /, Einzugskosten . . . 776131 „ 15 , i

Gesamtumlagebedarf . . 26 647 I6S 69 Hk
welcher gemäß § 57 des Gebäudeversicherungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 7. Oktober 1912 !
durch Umlage im Jahre 1921 zu decken ist.

'

Nach 8 56 des Gebäudeversicherungsgesetzesist der Umlagefuß für sämtliche Gebäude gleich. Die Gesamtversicherung- »
summe der Gebäude nach dem Stande vom 31 . Dezember 1920 beläuft sich unter Zugrundlegung des Ergebnisses der gemäF
Art . 3 Ziffer 1 des Gesetzes vom 4 . August 1920 (Ges. u - V- Bl . S - 453) vorgenommenen Neuschätzungen sämtlicher zur Vev,
ficherung aufgenommenen Gebäude des Landes auf rund 5 500 000 OM ^ k. §

Auf Grund des 8 61 Abs. 1 und 2 des GebäudeversicherungSgesetzes in der Fassung vom 4 . August 1920 wird mit Zu¬
stimmung des erweiterten Verwaltungsrats die Umlage auf 1 Mark 20 Pfennig von 100 Versicherungssumme festgesetzt.

Karlsruhe , den 26 . August 1921.

Badisches Ministerium des Innern -

Der Ministerialdirektor >

I . A - : » ohlmeier. Fleig ?

Die Apotheke in Mannheim -Käsertal betr.
Den « Apotheker Otto Schlesinger in Pforzheim wurde die

persönliche Berechtigung zum Betrieb einer selbständigen
Apotheke in Mannheim -Kafertal verliehen.

Karlsruhe , den 29 . August 1901.
Ministerium des Innern .
Der Ministerialdirektor :

Arnold Zeller .

Die Sonnenapotheke in Mannheim betr .
Dem Apotheker Friedrich Schulze in Pforzheim wurde die

persönliche Berechtigung zum Betrieb der Sonnenapotheke in
Mannheim verliehen.

Karlsruhe , den 29 , August 1921.
Ministerium des Inner
Der Ministerialdirektor

Arnold . Zeller .
Versetzt :

personeller Teil .
Ernennungen, Versetzungen, Zuruhesetzungen usw.)

der Planmäßigen Beamten. j
AuS dem Bereich des Ministeriums des Juuer«.

Ernannt : s
Kauzleigehilfe Wilhelm Hafer zum Kanzleiassistenten beiM

Bezirksamt Achern.
Justizministerium . ^

Planmäßig «»gestellt :
Die Aufseher Leonhard Hagelstein und Franz Lana bei«

Landesgefangnis Mannheim .
« ersetzt ; ^

Die Oberjustizsekretäre Heinrich Bender beim Amtsgerichs
Mannheim zum Landgericht daselbst und Eugen Müller beiul
Landgericht Mannheim zum Amtsgericht daselbst , Aufsehetz
Valentin Fritsch beim Zuchthaus Bruchsal unter Ernennun «'
zum Ober -Werkführer zur Landesstrafanstalt daselbst . Aufsehe»
Viktor Wötzuer beim Zuchthaus Bruchsal an di« Füsorge« «
- iehuergsanstalt Sinsheim . /



Oer 6erüad « und iLvgjLdriAs lokadsr uns « '« kirma .

Herr ? rivatier

^ Keoijor I -
Iessig

ist im Alter von 75 sabren beimKbßfLNAeii. Ilsbsr sin
Alknscbonalter batto er in unserer k'irma erkol^reiek
gewirkt . 8 eit 11 Satiren zurück^ezoAso , stand er uns
»1s krsnnd noed immer nabs . ^Vakrend der Ileder -
gunZsreit und wäbrend des I^rieAes Kat er uns mit
R.at und lat zur Leite gestunden .

^Vir und unsere Mitarbeiter werden itun stets ein
xutes Andenken dewabren .

Larlsrubs , den z. Leptemder 1921 .

I
^
k . L ll , I -

ßessig
LSSS Beton - und Lissndetondau .

Inhaber : kupp L iVintvriialllsr.

llakk̂ ^ "^ --ocks
23. Zeptember dis 3. Oktober L.84S

Mustkfest deS Badischen Landestheaters . Uraufführung eines Mozartschen
Iugendwerkes , Opern , Schauspiele . Konzerte (Gastdirigenten : Pfitzner,
Schreker, Korngold ) . Ausstellungen im neueröffneten Badischen Landes¬
museum, in der Bad . Kunsthalle , im Bad . Kunstverein , in der Galerie Moos
u . in der Bad . Landesgewerbehalle . Badische Möbelschau m. d. angewandten
und freien Künsten . Blumen « und Obstschau. Herbstmvdeschau, Schaufenster-
Wettbewerb . Turn - und Sportveranstaltungen , Volksschaufpiel (Freilicht¬
bühne ) Otigheim , Pferderennen , Neit « und Fahrturnier . Märkte . Kongresse.
Auskunft u . Prospekte : Geschäftsstelle Aathaus Karlsruhe .

MW M Willig
Mer

^ "
lies 6 .V.6.

Seit mehreren Jahren arbeitet der Kntznrnvoiksbnn - mit wachsen¬
dem Erfolge an der Gesundung des deutschen Theaters im Sinne volks¬
tümlich deutscher Kultur und christlicher Lebensauffassung , um das Theater ,
das sich in vielen Fällen von seinen höchsten Zielen abgewendet hat , wieder
zu einem wahrhaften Gemeinschaftstheater zu gestalten . Diese Aufgabe
sucht der Bund zu lösen durch Erziehung weiter Kreise zum Verständnis
der dramatischen Kunst, Förderung aller schöpferischen Kräfte seiner großen
Kulturgemeinschaft durch Einwirkung auf den Lichtspielbetrieb, insbesondere
aber durch die Organisation aller Theaterbesucher , die im weitesten
Kinne ans christlich-deutschem Kode « stehen.

In den Theatergemeinden des Bundes sollen diese Theaterbesucher
zusammengefaßt werden, um ihre künstlerischen Anschauungen zur Geltung
zu bringen und ihnen bedeutende Vorteile beim Theaterbesuch sicher
zu stellen . Nachdem in etwa SO Städten ähnliche Einrichtungen sich aufs
beste bewährt haben, wird auch hier eine solche Theatergemeinde gebildet
werden, die frei uo « allen konfesstonrllen oder parteipolitische «
Bestrebungen positive Kulturarbeit leisten soll.

Die Teilnehmer dieser Theatergemeinde erhalten gegen eine«
monatlichen Beitrag uo« 5 Mark : 4 Opern- , 6 Kchanspielvor-
ftellunge« und S Morgenueranstaltunge « im Landestheater auf
nur guten Mähe«. Es find für 1921/22 u . a . in Aussicht genommen:
Fidelio. — Lohengrin . — Die verstellte Einfalt (Mozart ) . — Der arme
Heinrich (Pfitzner) . — Othello (Verdi) . — Iphigenie in Aulis ( Gluck). —
Der Widerspenstigen Zähmung (Goetz) . — Joseph und seine Brüder (Mehul ).
— Kaufmann von Venedig. — Jakobsfahrt (Dietzenschmidt ) . — Katte - —
Das Postamt (Tagore ) . — Der Tor und der Tod (Hofmannsthal ) . — Der
Tänzer U. l. Frau (Weinrich-Stürmer) . — Die Jungfrau von Orleans. —
Don Juan und Faust ( Grabbe ) . — Der Bürger als Edelmann .

Außerdem genießen die Teilnehmer Ermäßigung «« beim K« s« ch
znhreicher literarischer und musikalischer Veranstaltungen (u . a.
Sinfoniekonzerte des Landestheaters ). Alles Nähere ist aus dem ausführ¬
lichen Flugblatt zu ersehen, das bei der Geschäftsstelle, den Einzeichnungs¬
stellen und den Vorständen der Organisationen zu erhalten ist.

Wir fordern alle Mitbürger und Mitbürgerinnen , denen die Pflege
wertvoller Bühnenkunst am Herzen liegt , auf , sich alsbald bei diesen Stellen
einzuzeichnen. Bei der Einzeichnung wird die 1. Vierteljahresrate (1b Mark)
samt einmaliger Einschreibgebühr (2 Mark ) entrichtet, worauf die Teilnehmer¬
karte ausgehändigt wird, die zum Bezug der Freikarte berechtigt.

Ginzeichnungsstelle« bei Dorrt , Müller H Grass (Marktplatz und
Mühlburgertor ), Herber , Lanbrssekretariat der christliche » Gewerk¬
schaft««, Hirschstr. 116 , Deutscher Gewerkschaftsbunb. Kaiserstr . 168.

Geschäftsstelle: Erke Kaiser- «ub Wald straffe bei Fritz Müller ,
Musikalienhandlung .

Karlsruhe , Ende August 1921 . KA37
Namen« be« Ortsausschussesr .

Reg.-Rat Mayer » Obmann ; Drefahl , Bors , des OrtSverb . des Deutschen
Gewerkschaftsbundes ; Pros . Or . Ernst ; Fasibenber , Sekr . des Christi. Ge¬
werkschaftskartells: Stadtrat Or . Franz ; Julie Hilbert » Gauleiterin des
Verb, weibl. Handels - und Büroangestellter ; Pfr . Hiubenlang ; Stadtpfr .
Kaminski ; Prof . Or. Lossen ; Oberstadtsekr. Mayer ; Stadtver. Thilla

Meyer -Kageneck ; Redakteur Anton Rudolph.

Ztacltkckes XonreilkauZ .
Loimtag , 4. Leptbr ., 6*/, bis xeg . 9*/, Obr . 1620 Mk.

Bienuk ^ snLdilclei ' ,

krsLlr fün
LUllgebi -amilen Klee

gibt ab K.S37

Saatgut Uo/eMszleiil .

Mmtmchmg siil im WiliMchlt .
Den Schiffahrttreibenden wird hiermit nachstehender

Befehl der Interalliierten Binnenschiffahrtskommisstou
bekannt gegeben.

Karlsruhe , den 27 . August 1921 .
Oberdirektion des Wasser- «ad Straßenbaues .

I . B . : Spinner . Schorer .

Der Befehl der Interalliierten Binnenschisfahrts¬
kommission vom 9. Mai 1921, über das Vorfahrtsrecht
gewisser Fahrzeuge ist, wie folgt, zu ergänzen :

1. Sobald die Durchfahrt einem Schiff oder Schlepp¬
zug durch eine Brückenmeister oder Wahrschauerposten
freigegeben worden ist, bleibt sie dem Schiff oder
Schleppzug erhalten .

2. Unter Berücksichtigungdes unter 1 Gesagten, ha¬
ben die Brückenmeister oder Wahrschauerposten den
rm Befehl vom 9. Mai bezeichneten Schiffen den Vor¬
zug zu geben, soobald sie dieselben bemerken.

3. Die Vorschriften des 8 19 Ziffer 1 der Rhein-
schiffahrtspolizeiordnung bleiben anwendbar , eS ist
jedoch folgendes zu beachten:

s ) Bevor Schiffe oder Schleppzüge auf der Berg¬
ecker Talfahrt in eine Stromenge einfahren , haben sie
sich zu vergewissern, daß kein das Vorfahrtssignal za¬
gendes Fahrzeug in Sicht ist.

d ) Wenn von der Einfahrt in die Stromenge ein
solches Schiff bemerkt wird , so müssen Schiffe oder
Schleppzüge sowohl auf der Tal - wie auf der Bergfahrt
warten , bis dieses Schiff durchgefahren ist.

c) Jeder Talschleppzug, welchem vor der Einfahr
in die Stromenge nicht genügend Platz zur Verfügung
steht, um mit Sicherheit aufdrehen zu können, ist als
bereits in der Stromenge befindlich zu betrachten.

6 ) Schiffe oder Schleppzüge, die bereits in die Strom¬
enge eingefahren sind , bevor ein Schiff mit dem Sig¬
nal des Vorfahrtsrechts in Sicht war> dürfen ihre
Fahrt fortsetzen. D .820

Köln , den 10. August 1921.
Der Präsident der Interalliierten BinnenschiffahrtS-

kommisston:
I . L . : gez . Dumont .

Omisusck von Aktien

öef vormaligen fllriiengesellsckast
in firma 5ecuriia § ,

keuenvei'sickei'ungs ^ Ittlen-Oerellscksft
in kenlin

gegen Aktien der

^ Ilianr , VekÄclierungs - flkiien -

Hesellscliaft in kerlin .
Oie Generalversammlung der Aktionärs der vor¬

maligen Lscuritas , keuerversicberungs -Aktien -Gesell-
sckskt in Berlin vom 14 . suni 1921 Kat einen mit der
Allianz, Versicbsrungs -Aktien - Gesellscbakt in Berlin
am 11. suni 1921 abgeschlossenen Kusionsvertrag gs -
nebmigt , wonacb das Onternebmen der Lscuritas ,
bsusrversicbsrungs -Aktien -Gesellscbatt in Berlin unter
AusscbluL der Liquidation als Ganges aut dis Allianz,
Versicberungs -Akden -GsssIIscbakt in Berlin über¬
geben soll, gegen Geväbrung von 1000 neu auszu -
gebenden Aktien dieser Gesellscbakt über je 1000.—
Nark mit Oividendenberecbtigllng vom 1 - sanuar
1921, mit der Maögabe , daL dis Aktionärs der Lecu-
ritas , Beuerversicberungs -Aktien -Gssellscbaktin Berlin,
auk je 4 Aktien dieser Gesellscbakt je 1 mit 25 °/„ ein-
gssablte Aktie der Allianz , Versicberungs -Aktisn -Ge-
ssllscbakt in Berlin zu 1000 -— Mark , mit Oividenden -
bsrecbtigung vom 1 . sanuar 1921 erkalten sollen .

Oie Generalversammlungsbescbiüsss beider Ge-
sellscbakten über die Genebmigung des kusionsVer¬
trages sovis dis erkolgte Brböbung des Grundkapi¬
tals unserer Gesellscbakt um den Betrag von 17 ' /,Millionen Mark sind in das Handelsregister zu Berlin
eingetragen vordem

Unter Lszugnabme auk §§ 308, 306 , 290, 219
Abs . 2 des Bandelsgesetzbucbss fordern vir nunmebr
dis llkUonüi »« der vormaligen Sevui -ikss ,ksuei -vsi -niuksi -rings - Aktien - llesellsokstl
in Senlin auk, ibrs Aktien mit sämtlicben nock
nickt fälligen Oividsndsn - und brnsusrungsscbeinen
zum Unitsueek in neue , vom 1 . sanuar 1921 ad
dividsndsnberecbtigts Aktien unserer Gesellscbakt in
dem oben angegebenen Verbältnisse innerbalb der 2eit

MH I . WM dir k . llemdsk M eiliÄl .
bei der vii -ektion den nntvn » siel »neten kis -
» eUsvlkstt in Sellin , ^ sudenstnnS « 1/2 , ein
zureicben -

Aktionäre der vormaligen Lscuritas , Beusrver -
sicberungs -Aktien -Gssellscbakt , velcbs nickt dis zum
Omtauscb erkordsdicbs Anzabl von Aktien besitzen ,
werden bierdurck ersucbt , uns diese Aktien zur Ver¬
wertung kür ibrs Becbnung Zur Verfügung zu steilem

Aktien , dis nickt spätsten « bis 6 . Dezember 1921
zum Omtauscb singereicbt sind , sowie eingersickts
Aktien , velcbs die zum Orsatz durcb neue Aktien
erkorderlicbe Anzabl nickt erreicbsn , und uns nickt
spätestens bis zum 6 . Dezember 1921 zur Verwertung
kür Becbnung der Beteiligten zur Verfügung gestellt
sind , werden kür kraftlos erklärt werden .

Oie an Ltells der kür kraktlos erklärten Aktien
von uns auszugebenden neuen Aktien werden gemäL
8 290 Abs - 3 des Bandelsgesetzbuckes verkauft und
der Brlös zur Verfügung der Beteiligten gestellt .

Berlin , den 2. Leptember 1921 . L533 3 .1

HlllSNL ,
Vsi -nivIisi ' ungu -Akrisn - kisssIIuvKsN .

vsMsnnImsvkung »
bkackdem die erfolgte Fusion der Ssvui -itu » ,

pvuei -ssnuivlisi -ungu - Aktisu - Lvssltsvkskt
in Ssnlin mit unserer Gesellscbakt in das Handels¬
register eingetragen worden ist , fordern wir biermit
dis Gläubiger der Lecuritas , Beusrversicberunxs -
Aktien -Geseilscbakt in Berlin auk, ibre Bordsrungen
bei uns anzumelden . L 834 .3 .1

Berlin , den 2 . 8eptember 1921 .

KlUisnr : ,
Vei -sivksi -ungs - Akliun - Lsssllsvkstt .

! v « ic « . . iiliilMiiie

k̂ nisclk'iLilSplLtr 1 , BinZanZ sriltsrstraös
Bsrnsprscvsr : Bür Ortsvsrksvr dir . 30 , 4595 — 4598

Bür Bsrnvsrksbr dir . 4901 —4905

knirk LükIep W
83 .nIc-Oe5c1iLkt

lireurstpLÜs lip. 4, am Nsrlctplatr
empkieklt sicd zur Luskükrmig von

öank-Kkseliäitkri jkäsi' äi't M
ZU üeo billigsten LLU-en. 1^ -271 >

Lonto -Riorrsnt - u . Lcbeckveräekr , MiuiLÜme
u. bestrnögUAieVerzinsung v. Lpargvläörn je
nsck Lünäigungskrist , kurzfristige Oarleben
gegen Licderbeit , Mn - und Verknuk in- u . sus-
ILndrscbsr "Wertpapiere , Lupons und dkotsn.

baeirinLnaiscire Muskunkt u . Lerstung —— .
— in allen deld -MugsIegenkeiten. —

1

IlSslSslllll! lS
kübrt »nlii » , bis lldikui » jeder Gattung , aucb
Mädcben . Belig . Orzisbung , Gewinn an 2eit ,
kreise mäLig . Äiekl , llismarokstr . 69 . K .478

rr Kaufe Oemälste ::
L.5ZZ von rr
Ilioms , Zcliönleber , i»
Menzel, sieuerbacli,

köcklln , Marses, r:
lüge ,̂ Hemberg >z

V . Kiieins
Serlln NV9 7 r :

Unter den linden / I rr

Viereckige Biberschwänze,
16V, x 26' /, cm , leicht ge¬
krümmt m - zwei Nöckenu.
zwei Löchern , in großen

Quantitäten

«I Willi MÄ .
Bemusterte Angebote un¬
ter L.V . 1065 an kioardo's
änn. - Lxp . , Amsterdam,

llolland . K .542 .2 .1

Wglll. AHtsOW
s. Stteitigr SMtrbalkeit .

Konkursverfahren .
D .862. BMngen . Über

den Nachlaß deS am 6.
Juni 1921 in Freiburg i .
Br . verstorbenen, zuletzt
in St . Georgen i. Schw.
wohnhaft gewesene Fri¬
seurmeisters Gustav Adolf
Bögler, wurde heute am
1. September 1921, vor¬
mittags 10 Uhr, das Kon¬
kursverfahren eröffnet!, da
die Überschuldung des
Nachlasses dargetan ist u .
der Nachlaßpfleger die Er¬
öffnung beantragt hat.

Josef Kahser, Privat
(früher Bankier ) in St .
Georgen wurde zum Kon¬
kursverwalter ernannt .

Konkursforderungen sind
bis zum 20 . September
1921 bei dem Gerichte an-
zumelden.

Es wurde Termin anbe¬
raumt vor dem diesseiti-
gen Gerichte zur Be¬
schlußfassung über die Bei¬
behaltung des ernannten
oder die Wahl eines an¬
deren Verwalters , sowie
über die Bestellung eines
Gläubigerausschusses und
eintretendenfalls über die
in 8 132 Konkursordnung
bezeichneten Gegenstände
und zur Prüfung der an¬
gemeldeten Forderungen
auf
Samstag , 1. Oktober 1921 ,

vormittags 11ZH Uhr.
Allen Personen , welche

eine zur Konkursmassege¬
hörige Sache in Besitz ha¬
ben oder zur Konkurs¬
masse etwas schuldig find,
wird aufgegeben, nichts
au den Gemeinschuldner
zu verabfolgen oder zu

leisten, auch die Verpflich.
tung auferlegt , von dem
Besitze der Sache und von
den Forderungen , für
welche sie sus der Sache
abgesonderte Befriedigung
in Anspruch nehmend dem
Konkursverwalter bis zum

20. September 1921 An¬
zeige zu machen .
Villingen , 1. Sept . 1921,

Gerichtsschreiberei des
Amtsgerichts.

LMlitimAWä

MMiiOolz -

Bklliiis .
Das badische Forstamt

Wolfach verkauft freihän¬
dig aus den Staatswal .
düngen bei Rippoldsau
1639 Fstm . Nadellangholz
in 10 Losen und 16 Fstm.
Rotbuchen in 2 Losen .
«Schriftliche Angebote in
Prozenten der süddeut¬
schen Taxen bis längstens
14. September d. I . an
das Forstamt erbeten , von
dem Losverzeichnisse zu
beziehen sind. Borzeigev
des (Holzes ist Forstwart
Albert Schmid in Rip¬
poldsau . U .864

Lieferung u . Aufstellung
von flutzeisernen Trag¬
bauten für den Bahnhof
Neuenburg , bestehend in
Los 1 aus 4 Eisenbahn¬
brücken von beil. zus. 24 t
Flutzeisen u . 1,7 t Stahl -
formgnß und Los 2 aus
einer Straßenbrücke u . ei.
ner Fußwegunterführung
von beil. zus . 11,8 t Fluß -
eisen nach Finanzministe -
rialverordnung vom 3 . 1.
1907 öffentlich zu verge¬
ben . Entwurfszeichnun¬
gen und Bedingnishefte
Markgräfl . Palais Karl -
Friedrichstr., Zimmer 17,
zur Einsicht. Abgabe der
Bedingnishefte gegen 4,50
M . Kostenersatz (nach aus -
wärts IAO Mark mehr) .
Zeichnungen werden nicht
abgegeben. Angebote mit
der Aufschrift für Los 1
„4 Eisenbahnbrücken im
Bahnhof Neuenburg " und
für Los 2 „ Straßenbrücke
und Futzwegunterführung
im Bahnhof Neuenburg "

sind bis spätestens 22.
September 1921, vormit¬
tags 11 Uhr, verschlossen
und postfrei bei uns ein¬
zusenden . Zuschlagsfrist 3
Wochen . iU .798 .2 S
Karlsruhe , 1 . Sept . 1921 .
Brückenbaubüro der Eisen¬

bahngeneraldirektion ,
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